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1. Händereinigung  

Händewaschen und ggf. Händedesinfektion sind die wichtigsten Maßnahmen zur Infektionsverhütung 

und Infektionsbekämpfung. Das Waschen der Hände ist der wichtigste Bestandteil der Hygiene, denn 

hierbei wird die Keimzahl auf den Händen erheblich reduziert. Die hygienische Händedesinfektion 

bewirkt eine Abtötung von Infektionserregern wie Bakterien oder Viren. Händereinigung ist daher 

durchzuführen: nach jedem Toilettengang, vor und nach dem Umgang mit Lebensmitteln, und dem 

Essen, bei Bedarf, nach Tierkontakt. Händedesinfektion ist zusätzlich vom Personal (Lehrkräfte, 

Reinigungskräfte etc.) durchzuführen:  

 nach Kontakt mit Stuhl, Urin, Erbrochenem, Blut oder anderen Körperausscheidungen,  

 nach Ablegen von Schutzhandschuhen,  

 nach Verunreinigung mit infektiösem Material,  

 nach dem Kontakt mit erkrankten Schülerinnen und Schülern oder erkranktem Personal.  

Außerdem kann eine hygienische Händedesinfektion nach Rücksprache mit dem Gesundheitsamt bei 

Kindern oder Erwachsenen, die Ausscheider von Krankheitserregern (zum Beispiel Salmonellen) sind 

oder im Ausbruchsfall in der Einrichtung zum Beispiel durch Noroviren erforderlich sein.  

Durchführung: Eine ausreichende Menge (3-5 ml) des Desinfektionsmittels in die trockenen Hände 

geben und einreiben. Dabei Handgelenke, Fingerkuppen, Fingerzwischenräume, Daumen und 

Nagelpfalz berücksichtigen und die vom Hersteller angegebene Einwirkzeit beachten. Während der 

Einwirkzeit müssen die Hände von der Desinfektionslösung feuchtgehalten werden. Bei 

vorhersehbarem Kontakt mit Ausscheidungen, Blut oder Ähnlichem ist das Tragen von 

Einmalhandschuhen zu empfehlen. 

2. Persönliche Hygiene der Kinder und Jugendlichen 

 Die Kinder und Jugendlichen sollten im Sinne der Gesundheitsförderung und - erziehung über die 

Notwendigkeit eines hygienischen Verhaltens unterrichtet werden und eine korrekte Händehygiene 

erlernen. Eine Händereinigung sollte nach dem Spielen auf dem Schulhof, bei Verschmutzung, vor dem 

Essen, nach Toilettenbenutzung und nach Kontakt mit Tieren sowie bei Bedarf erfolgen. 

3. Belehrungs- und Meldepflichten, Tätigkeits- und Aufenthaltsverbote  

Nach Abschnitt 6 IfSG (§§ 34-36) bestehen eine Reihe von Tätigkeits- und Aufenthaltsverbote, 

Verpflichtungen und Meldungsvorschriften für Personal und Schülerinnen und Schüler bzw. deren 

Sorgeberechtigte, die dem Schutz vor Übertragung infektiöser Erkrankungen dienen. Bei einem 

Auftreten von Infektionskrankheiten ist das Gesundheitsamt direkt hinzuzuziehen. 

a. Belehrungen des Aufsichts-, Erziehungs- und Lehrpersonals  

Personen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung für Kinder und Jugendliche Lehr-, Erziehungs-, Pflege-

, Aufsichts-, oder andere Tätigkeiten ausüben, sind vor erstmaliger Aufnahme der Tätigkeiten und 

darauffolgend mindestens alle zwei Jahre von ihrem Arbeitgeber über gesundheitliche Anforderungen 

und Mitwirkungspflichten nach § 34 IfSG zu belehren.  

Lehrpersonen oder andere in der Einrichtung Beschäftigte, die an den in § 34 (1) genannten 

Erkrankungen erkrankt oder dessen verdächtigt sind sowie zu den in §34 (3) genannten 



Kontaktpersonen gehören, dürfen ihre Tätigkeit nicht ausüben, bis nach ärztlichem Urteil eine 

Weiterverbreitung der Erkrankung oder Verlausung nicht mehr zu befürchten ist.  

Ausscheider von in §34 (2) benannten Erregern dürfen nur nach Zustimmung des Gesundheitsamtes 

und unter Beachtung von Schutzmaßnahmen die Schule oder Ausbildungseinrichtung betreten.  

Die Leitung der Schule oder Ausbildungseinrichtung muss über das Auftreten dieser Erkrankung 

unverzüglich informiert werden. Personen, die in Schulküchen zur Gemeinschaftsverpflegung tätig sind 

oder bei der Herstellung und in Verkehr-bringen von Lebensmitteln wie Fleischprodukten, 

Milchprodukten, Säuglings- und Kleinkindernahrung, Backwaren, Fein- oder Rohkost beteiligt sind, 

müssen über Tätigkeits- und Beschäftigungsverbote sowie Verpflichtungen gemäß § 43 IfSG) belehrt 

werden.  

Die Leitung hat, gemäß § 43, Personen die eine der genannten Tätigkeiten ausüben, nach Aufnahme 

der Tätigkeit und folgend alle zwei Jahre über Tätigkeitsverbote und Verpflichtungen zu belehren.  

Voraussetzung für eine Beschäftigung in dem genannten Bereich ist eine weniger als drei Monate alte 

Bescheinigung des Gesundheitsamtes über die stattgefundene Belehrung und Erklärung, dass keine 

Anhaltspunkte vorliegen, dass Erkrankungen oder Verdachtsmomente gemäß § 42 Abs. 1 bestehen. 

Teilnahmen an Belehrungen sind grundsätzlich zu dokumentieren. 9.2.Belehrungen der Eltern, 

Jugendlichen und Schulkinder Laut IfSG ist jede Person die in einer Schule neu betreut wird (oder deren 

Sorgeberechtigte), von der Schule über Mitwirkungspflichten gemäß § 34 Satz 1-4 zu belehren. o 

Schülerinnen und Schüler oder deren Sorgeberechtigte sollen die Schulleitung unverzüglich über das 

Auftreten (§34 Absatz 1-3) der genannten Krankheitsfälle informieren.  

Kinder und Jugendliche die an den genannten Krankheiten erkrankt, dessen verdächtigt, Ausscheider 

oder Kontaktpersonen sind, dürfen die Räume der Schule oder Ausbildungseinrichtung nicht betreten, 

nicht benutzen und an Veranstaltungen der Einrichtung nicht teilnehmen. Tritt in der Schule oder 

Ausbildungseinrichtung eine genannte Erkrankung oder ein entsprechender Verdacht auf, so müssen 

nicht nur die Sorgeberechtigten der betroffenen Person, sondern auch die der anderer Kinder und 

Jugendlichen darüber anonym informiert werden. Dies kann über Informationsveranstaltungen, 

persönliche Gespräche, Merkblätter oder Aushänge erfolgen. Im Sinne der Infektionsprävention sollen 

Leitungen von Ausbildungseinrichtungen und Schulen die Schülerinnen und Schüler oder deren 

Sorgeberechtigte gemäß § 34 (10) IfSG über die Bedeutung eines vollständigen Impfschutzes 

(Empfehlungen der Ständigen Impfkommission Deutschlands STIKO) und über die Vorbeugung 

übertragbarer Krankheiten aufklären. Dies kann über Informationsveranstaltungen, persönliche 

Gespräche, Merkblätter oder Aushänge erfolgen. 

b. Meldepflicht und Sofortmaßnahmen  

Die Leitung von Ausbildungseinrichtungen und Schulen ist gemäß Infektionsschutzgesetz dazu 

verpflichtet, das Auftreten bzw. den Verdacht der in § 34 Absatz 1-3 genannten Erkrankungen (beim 

Personal oder bei Schülerinnen und Schülern) unverzüglich dem zuständigen Gesundheitsamt zu 

melden. Inhalte dieser Meldung sind:  

 Angaben zur meldenden Einrichtung (Adresse, Telefonnummer, Fax, Art der Einrichtung),  

 Angaben zur meldenden Person,  

 Angaben zu(r) betroffenen Person(en) (Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefonnummer, 

Geschlecht, Funktion: betreute Person oder Mitarbeiter),  

 die Art der Erkrankung bzw. des Verdachtes,  

 Erkrankungsbeginn,  

 Meldedatum an das Gesundheitsamt,  



 Meldedatum des Meldeeingangs in der Einrichtung,  

 Name, Anschrift und Telefonnummer des behandelnden Arztes.  

 Wird in der Einrichtung eine der genannten Erkrankung bzw. der Verdacht festgestellt, so 

werden Sofortmaßnahmen in der Einrichtung eingeleitet. Diese können zum Beispiel folgende 

sein:  

 Isolierung der erkrankten Kinder und Jugendlichen,  

 Betreuung durch eine zuständige Aufsichtsperson,  

 Verständigung der Erziehungsberechtigten,  

 Sicherstellung möglicher Infektionsquellen,  

 Verstärkung der Händehygiene (Personal, Kinder und Jugendliche).  

Die getroffenen und geplanten Maßnahmen sind mit dem zuständigen Gesundheitsamt abzustimmen. 

Beispiele zu speziell festgelegten Hygienemaßnahmen beim Auftreten von übertragbaren Krankheiten 

sind unter 10. „spezielle Hygienemaßnahmen beim Auftreten übertragbarer Erkrankungen“ 

aufgeführt.  

c. Wiederzulassungen in Einrichtungen für Kinder und Jugendliche 

In § 34 des IfSG ist festgelegt, bei welchen Erkrankungen oder Verdachtsfällen ein Besuchsverbot für 

Lehrpersonal, Schülerinnen und Schüler sowie andere Mitarbeiter besteht. Eine Wiederzulassung ist 

erst nach Abklingen der Symptome, ärztlichem Urteil bzw. Zustimmung des Gesundheitsamtes 

möglich.  

4. Spezielle Hygienemaßnahmen beim Auftreten übertragbarer Erkrankungen  

Bei einem Verdacht oder Auftreten übertragbarer Krankheiten, sind unter Umständen spezielle und zu 

den genannten auch ergänzende Hygienemaßnahmen in der Einrichtung erforderlich, die mit dem 

Gesundheitsamt abgestimmt bzw. von diesem veranlasst werden.  

Bei einem Auftreten von Brech-Durchfallerkrankungen sind unter anderem folgende Maßnahmen zu 

beachten: Eltern des Kindes informieren. Das betroffene Kind ist bis zur Abholung durch die Eltern von 

den anderen Kindern getrennt zu betreuen. Bei der pflegerischen Versorgung von erkrankten Kindern 

sollte das Personal Einmalhandschuhe, Schutzkittel und ggf. einen geeigneten Atemschutz tragen. 

Nach Beenden der Tätigkeit wird die Schutzkleidung sofort in einem geschlossenen Müllbeutel 

entsorgt. Nach dem Umgang mit dem erkrankten Kind und nach Ablegen der Einmalhandschuhe ist 

eine hygienische Händedesinfektion durchzuführen. Auch auf die Händehygiene der Schülerinnen und 

Schüler (erkrankte und nicht erkrankte Kinder und Jugendliche) sollte intensiv hingewiesen werden. 

Nach jeder Toilettenbenutzung durch eine Schülerin oder einen Schüler, die/der an Durchfall erkrankt 

ist, sind Toilettenbecken und WC-Sitz gründlich zu reinigen und zu desinfizieren. Auch weitere 

Oberflächen, mit denen die Kinder und Jugendlichen intensiven Kontakt hatte sind zu desinfizieren 

(Viruswirksamkeit des Desinfektionsmittels beachten: zum Beispiel bei Rota- und Norovirus). Die Eltern 

aller Schülerinnen und Schüler sind über vermehrt aufgetretene Durchfallerkrankungen zu 

informieren.  

Bei einem Auftreten von Kopflausbefall sind unter anderem folgende Maßnahmen zu beachten: Eltern 

des betroffenen Kindes informieren. Kind bis zur Abholung durch die Eltern nach Möglichkeit getrennt 

betreuen. Eltern der anderen Kinder über Kopflausbefall in der Einrichtung informieren und 

sensibilisieren. Leitungen von Schulen und Ausbildungseinrichtungen sind verpflichtet das 

Gesundheitsamt über Kopflausbefall namentlich zu benachrichtigen. 

Gesonderte Maßnahmen werden in Zusammenhang mit der CoViD-19-Pandemie ergriffen, die 
nachfolgend erläutert werden. 



5. Gesonderte Maßnahmen in Zusammenhang mit der CoViD-19-Pandemie 
a. Zahl und Zusammensetzung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

Die Teilnehmerzahl ist zu begrenzen in Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden Räumlichkeiten 
und der Zahl der benötigten Aufsichtspersonen. Es muss zwischen den Schülerinnen und Schülern 
(Prüflingen) und zwischen diesen und Lehrkräften (Prüfende / Aufsichtspersonal) ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern eingehalten werden können. 

Es hat eine namentliche und nach Sitzplatz bezogene Registrierung zu erfolgen, um eine etwaige 
Nachbefragung bzw. Kontakt-Nachverfolgung zu ermöglichen. 

Personen mit bestimmten Vorerkrankungen (s.o.) sollten Rücksprache mit ihrer Ärztin oder ihrem Arzt 
nehmen. 

b. Persönliches Verhalten 

Neben Beachten der Husten- und Nieß-Etikette, der Händehygiene und der Abstandsregeln sollten 
keine Bedarfsgegenstände wie Gläser, Flaschen zum Trinken, Löffel etc. gemeinsam genutzt werden. 

c. Ausschluss von Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit Symptomen 

Symptomatisch kranke Personen sind von der Teilnahme an Unterricht und Prüfungen auszuschließen. 
Die Beteiligten (Prüflinge und Prüfende) sollten keiner gefährdeten Gruppe (s.o.) angehören. Zur 
Symptomatik bei COVID-19 finden Sie Hinweise in der verlinkten medizinisch-hygienischen 
Stellungnahme. 

d. Gestaltung des Unterrichts- bzw. Prüfungsraums 

Die Gestaltung der Räumlichkeit muss von der Tisch- und Sitzordnung, dem Zugang zum Raum (auch 
Treppenhäuser und sonstige Verkehrsflächen) und zum Sitzplatz, den Belüftungsmöglichkeiten und 
dem Zugang zu Toiletten und Waschgelegenheiten die Gewähr bieten, dass der vorgegebene 
Mindestabstand zwischen Prüflingen und Prüfern von 1,5 Metern zu jedem Zeitpunkt eingehalten 
werden kann. Die Hand-Kontaktflächen wie z.B. Tische sollen leicht zu reinigen sein. 

e. Erweiterte Präventivmaßnahmen durch Tragen von Masken 

Eine Maskenpflicht ist nur dann erforderlich, wenn die gebotene Abstandswahrung nicht eingehalten 
werden kann. 

f. Umgang mit Vorerkrankungen bei Schülerinnen und Schülern 

Sofern Schülerinnen und Schüler in Bezug auf das Corona-Virus (COVID-19) relevante Vorerkrankungen 

(siehe hierzu III. der 15. Schulmail des MSB NRW zum Umgang mit dem Corona-Virus vom 18.04.2020) 

haben, entscheiden die Eltern – gegebenenfalls nach Rücksprache mit einer Ärztin oder einem Arzt, ob 

für ihr Kind eine gesundheitliche Gefährdung durch den Schulbesuch entstehen könnte. In diesem Fall 

benachrichtigen die Eltern unverzüglich die Schule und teilen schriftlich mit, dass aufgrund einer 

Vorerkrankung eine gesundheitliche Gefährdung durch den Schulbesuch bei ihrem Kind grundsätzlich 

möglich ist. Die Art der Vorerkrankung braucht aus Gründen des Datenschutzes nicht angegeben zu 

werden. Bei volljährigen Schülerinnen und Schülern gelten die vorstehenden Ausführungen 

entsprechend. 

In der Folge entfällt die Pflicht zur Teilnahme am Präsenzunterricht. Diesen Schülerinnen und 

Schülern sollen Lernangebote für zu Hause gemacht werden (Lernen auf Distanz). 

g. Umgang mit Vorerkrankungen bei Lehrerinnen und Lehrern 

Selbstverständlich trifft das Land Nordrhein-Westfalen als Dienstherr und Arbeitgeber gegenüber allen 

Beschäftigten gerade in Zeiten einer Pandemie eine besondere Fürsorgepflicht. Daher gelten im 

Folgenden besondere Regelungen zum Schutz der Beschäftigten, die sich auf die aktuelle 



Erkenntnislage stützen. Die Regelungen gelten zunächst bis zum Ablauf des 3. Mai 2020, da die aktuell 

gültige Fassung der einschlägigen Corona-Betreuungs-Verordnung (https://www.mags.nrw/erlasse-

des-nrw-gesundheitsministeriums-zur-bekaempfung-der-corona-pandemie) bis zu diesem Datum 

befristet ist. Soweit darüber hinaus dienst- und arbeitsrechtliche Regelungen im Einzelfall durch 

Schulleitungen oder Schulaufsichtsbehörden getroffen werden müssen, gilt als oberster Grundsatz, 

dass mögliche Gesundheitsgefährdungen so weit wie möglich auszuschließen sind. 

Insbesondere bei nachfolgenden Vorerkrankungen besteht – unabhängig vom Lebensalter – 

grundsätzlich ein erhöhtes Risiko für einen schwereren Krankheitsverlauf bei einer Infektion mit dem 

Corona-Virus (COVID-19): 

·         Therapiebedürftige Herz-Kreislauf-Erkrankungen (z.B. coronare Herzerkrankung, 

Bluthochdruck) 

·         Erkrankungen der Lunge (z.B. COPD, Asthma bronchiale) 

·         Chronische Lebererkrankungen 

·         Nierenerkrankungen 

·         Onkologische Erkrankungen 

·         Diabetis mellitus 

·         Geschwächtes Immunsystem (z.B. auf Grund einer Erkrankung, die mit einer Immunschwäche 

einhergeht oder durch regelmäßige Einnahme von Medikamenten, die die Immunabwehr 

beeinflussen und herabsetzen können, wie z.B. Cortison) 

Deshalb ist bei Lehrerinnen und Lehrern mit diesen Vorerkrankungen ein besonderer Schutz 

erforderlich. Diese Lehrerinnen und Lehrer dürfen zunächst bis zum Beginn des 4. Mai 2020 aus 

Gründen der Fürsorge nicht im Präsenzunterricht eingesetzt werden. Ein Einsatz bei digitalen 

Lernformaten (Lernen auf Distanz) sowie die Teilnahme an (z.B. prüfungsvorbereitenden) Konferenzen 

und schulinternen Besprechungen ist – unter strikter Einhaltung der Hygienevorgaben (siehe hierzu 

IV.) – zulässig. 

Der Nachweis der Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe erfolgt durch eine schriftliche Erklärung der 

Lehrkraft gegenüber der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Die Art der Vorerkrankung ist aus Gründen 

des Datenschutzes nicht anzugeben. 

Bei bestehenden Unsicherheiten über das Vorhandensein einer Vorerkrankung sollte ärztlicher Rat 

eingeholt werden. 

https://www.mags.nrw/erlasse-des-nrw-gesundheitsministeriums-zur-bekaempfung-der-corona-pandemie
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